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re und obere Gezeitenzone verlor den 
größten Teil ihrer Tier- und Pflanzen-
gemeinschaften. Große Flächen der 
Salzmarschen und Mangroven mit 
ihren dazugehörigen Lebensgemein-
schaften waren tot“, fasst Greenpeace 
die Umweltschäden des Golfkriegs in 
einem Bericht zusammen.

Greenpeace selbst – eine der größ-
ten NGOs der Welt – trägt den Pazi-
fismus im Namen und wurde 1971 als 
Umwelt- und Friedensbewegung ge-
gründet. Das Zusammendenken von 
Umwelt und Frieden spielt auch für 
das Friedensforschungsinstitut Stock-
holm International Peace Research In-
stitute (Sipri) mittlerweile eine zen-
trale Rolle. Im Report „Umwelt des 
Friedens“, den Sipri drei Monate nach 
dem russischen Überfall auf die Uk-
raine veröffentlichte, heißt es: „Hin-
ter den Schlagzeilen über den Krieg in 
Europa und die Nachwehen der Covid-
19-Pandemie wird unsere Welt in ein 
schwarzes Loch gezogen, in dem sich 
eine doppelte Krise in den Bereichen 
Sicherheit und Umwelt zuspitzt.“ Die 
beiden Krisen befeuerten sich gegen-
seitig. „Die Länder, die am stärksten 
ökologisch bedroht sind, sind statis-
tisch gesehen wahrscheinlich diejeni-
gen, in denen der Frieden am gefähr-
detsten ist.“

Wie Umweltkrisen politische Spannun-
gen verschärfen, zeigt die jüngste Ver-
gangenheit – etwa im westafrikani-
schen Mali, wo die Weidegebiete der 
Tuareg verwüstet wurden. Das Vieh 
der muslimischen Nomaden hatte im-
mer weniger zu fressen, die Regierung 
half den Tuareg nicht, sie revoltierten, 
2012 entzündete sich der Bürgerkrieg. 
Oder Syrien: Dort ruinierten unge-
wöhnlich viele Dürren zwischen 2006 
und 2010 die Landwirtschaft. Hirten 
und Bauern verarmten, zogen scharen-
weise in die Städte. Diktator Baschar 
al-Assad reagierte nicht auf die sozia-
le Notlage, die Bevölkerung ging auf 
die Straße. 2011 stürzte das Land in 
einen Krieg, der bis heute andauert.

Beide Beispiele stammen aus der 
Abhandlung „Klima und Krieg“ des 
US-amerikanischen Friedensforschers 
Michael Klare. Die UN-Klimakonfe-
renz in Paris, auf der sich die Staa-
tengemeinschaft 2015 auf den inter-
nationalen Klimavertrag einigte, 
bezeichnete Klare im Vorfeld als „die 
wahrscheinlich wichtigste Friedens-
konferenz der Geschichte“. Denn je 
stärker sich die Welt aufheizt, desto 
mehr Kämpfe um lebensnotwendige 
Ressourcen drohen.

Kriege ums Wasser, Dürren, Hun-
ger, daraus entstehende Migrations-
bewegungen – all das beschäftigt auch 
Österreichs Militärstrategen in Öster-
reich. Im Jahr 2019 gab das Bundes-
heer den Bericht „Unser Heer 2030“ 
über die größten Bedrohungen die-
ser Dekade heraus. Auf dem verteidi-
gungspolitischen Risikobild verzeich-
neten die Offiziere auf der y-Achse die 
Auswirkung auf die Sicherheit Öster-
reichs und auf der x-Achse die Ein-
trittswahrscheinlichkeit. Rechts oben 
– knapp über dem Bedrohungssze-
nario „Russland in Konfrontation zu 
Europa“ – stand als größte Gefahren-
quelle: „Rapider Klimawandel.“ � F

D ie jüngste Klägerin ist fünf Jahre 
alt, der älteste 16: Zwölf Min-

derjährige haben beim Verfassungs-
gerichtshof eine Klage eingereicht, 
weil sie das Klimaschutzgesetz für 
unbrauchbar halten und durch die 
Klimakrise ihre Zukunft bedroht se-
hen. Sie berufen sich in der Klage auf 
ihre Kinderrechte, die in der Verfas-
sung verankert sind.

In Deutschland war eine ähnliche 
Klage bereits erfolgreich. Vor zwei 
Jahren zwang das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe die Poli-
tik, das deutsche Klimaschutzgesetz 
nachzuschärfen. Denn das Gesetz be-
schränke morgen die Freiheitsrechte 
der jungen Beschwerdeführer, wenn 
die Politik heute das Klima nicht 
ausreichend schütze. Die österrei-
chische Klage wird von Fridays for 
Future unterstützt, die österreichi-
sche Klimaanwältin Michaela Krö-
mer vertritt die Minderjährigen. 

Falter: Frau Krömer, die schwarz-
grüne Koalition verhandelt über ein 
neues Klimaschutzgesetz. Hat eine 
Klage gegen das aktuelle Gesetz 
überhaupt Sinn?
Michaela Krömer: Ich habe schon An-
fang 2021 eine Klage gegen das Kli-
maschutzgesetz eingebracht, da habe 
ich mir das auch gedacht. Schon da-
mals stand im Raum, dass bald ein 
neues Gesetz kommen wird. Zwei 
Jahre später stehen wir immer noch 
mit demselben Klimaschutzgesetz da 
– und es ist ein unglaublich schlech-
tes Gesetz, ohne Ziel, die Treibhaus-
gase zu reduzieren. Ich sehe das tro-
cken juristisch: Das Gesetz ist in 
Geltung, es ist verfassungswidrig, 
und ich kann es bekämpfen. Wenn 
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die Regierung sich auch durch dieses 
Verfahren veranlasst sieht, ein neues 
Klimaschutzgesetz zu machen, ist es 
umso besser. Ein strategisches Ver-
fahren kann man nicht nur im Ge-
richtssaal gewinnen, sondern auch 
außerhalb davon.

In Portugal haben Kinder 33 Staaten 
verklagt, sie werfen den Ländern vor, 
durch ihre mangelnde Klimapolitik 
ihre Zukunft zu gefährden. Die Sache 
liegt gerade beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte. 
War diese Klage Ihre Blaupause?
Krömer: Nein, es gibt keine Blaupau-
se. Denn einerseits haben Kinder bei 
uns Verfassungsrechte, das ist eine 
österreichische Besonderheit. Ande-
rerseits gibt es selten einen so engen 
Zugang zum Recht wie in Österreich.

Was meinen Sie damit?
Krömer: Damit ich in Österreich ein 
Gesetz bekämpfen kann, muss es 
vom Design her so verfasst sein, als 
ob es direkt an mich adressiert wor-
den wäre. Das legt der Verfassungs-
gerichtshof sehr streng aus.

Vor genau drei Jahren brachten Sie 
mit Greenpeace Österreichs erste 
Klimaklage gegen klimaschädliche 
Gesetze beim Verfassungsgerichtshof 
ein. Er hat sie wegen dieser 
strengen Auslegung abgewiesen. 
Warum glauben Sie, dass er die 
„Kinderklage“ zulassen wird?
Krömer: Der Unterschied zur frühe-
ren Klage ist, dass Kinder ganz star-
ke Verfassungsrechte haben, die ex-
tra für sie geschaffen wurden. Wenn 
Österreich einer Personengruppe so 
starke Rechte gibt, dann muss diese 
in der Lage sein, diese Rechte auch 
geltend zu machen. Sonst sind sie 
nicht mehr wert als ein Stück Papier. 

Die Schutzpflicht der Kinder muss 
sich also auf die Zulässigkeit der 
Klage auswirken. Auch deswegen, 
weil wir ein besonderes Gesetz an-
fechten, das im Kern die Fragen der 
Generationengerechtigkeit regelt und 
die größte Krise der Kinder adres-
siert. Das Problem mit der Zuläs-
sigkeit haben wir zwar nach wie vor. 
Aber es ist wie beim Yoga: Wenn ich 
eine Position habe und mich dehne, 
komme ich weiter. Der Verfassungs-
gerichtshof muss keine neue Posi-
tion einnehmen, aber er wird sich ein 
bisschen strecken müssen.

Fridays for Future unterstützt die 
Klage. Sind alle Kinder aus der 
Klimabewegung?
Krömer: Manche von ihnen engagie-
ren sich für Fridays for Future, teil-
weise sind es auch Kinder, die ich 
persönlich kenne. Es war mir wich-
tig, dass es eine Vertrauensbasis auf 
beiden Seiten gibt, weil es ein Pio-
nierverfahren ist. Aber die Kinder zu 
finden war kein Problem, es wollten 
noch viel mehr mitmachen. Denen 
muss man die Klimakrise nicht mehr 
erklären.

Das jüngste Kind unter den Klägern 
ist fünf Jahre alt, man darf davon 
ausgehen, dass es noch wenig 
Ahnung vom Klimaschutzgesetz hat. 
Ist es nicht eher eine Elternklage?
Krömer: Auch das jüngste Kind ver-
steht die Basics und hat schon Bil-
der über die Klimakrise gemalt. Es 
kennt nicht die Details von Gerichts-
verfahren, aber es versteht, worauf es 
ankommt. Natürlich gibt es auch El-
tern, die die Klage besonders unter-
stützen und eine tragende Rolle spie-
len. Für sie ist es eine Möglichkeit, 
irgendetwas gegen diese Hilflosigkeit 
zu tun, die viele Eltern verspüren. �F
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